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Zunahme von Messerangriffen im
Ostalbkreis: Polizei informiert und

schützt
Die Zahl der Messerangriffe im Ostalbkreis steigt seit 2022.

Polizei informiert über Schutzmaßnahmen und aktuelle
Entwicklungen.

Im Ostalbkreis gibt es einen besorgniserregenden Anstieg von
Messerangriffen, der im Spielfeld eines globalen Problems liegt.
Diese Region scheint nicht vor den bundesweiten Trends gefeit
zu sein, die seit 2022 einen drängenden Anstieg von Gewalt mit
Messern zeigen. Angesichts dieser Entwicklung hat Dagmar
Oltersdorf mit Bernd Märkle, dem Pressesprecher des
Polizeipräsidiums Aalen, über die Situation gesprochen und
welche Maßnahmen ergriffen werden, um die Bevölkerung zu
schützen.

Der Begriff „Messerangriff“ umfasst spezifische Gewalttaten, bei
denen ein Messer gegen eine Person verwendet wird. Es ist
wichtig zu wissen, dass allein das Tragen eines Messers nicht als
Messerangriff gilt. Laut der polizeilichen Kriminalstatistik werden
nur diejenigen Vorfälle erfasst, in denen ein Messer direkt als
Waffe gebraucht wird. Dies bedeutet, dass viele potenziell
gefährliche Situationen möglicherweise nicht in den Zahlen
auftauchen, weil sie nicht in die Kategorie „Messerangriff“ fallen,
obwohl sie ebenso alarmierend sind.

Zahlen im Fokus

Die Statistiken zeigen deutlich, dass Messerangriffe im
Ostalbkreis zugenommen haben. Im Jahr 2022 wurden 49



Messerangriffe dokumentiert, von denen mehr als 40 Prozent im
öffentlichen Raum stattfanden. Diese Zahl ist im Jahr 2023 auf
80 Angriffe angestiegen, wobei 31 von ihnen ebenfalls im
öffentlichen Raum geschahen. Die kontinuierliche Erfassung
dieser Daten ist relativ neu, da erst seit 2022 systematisch
zwischen verschiedenen Arten von Gewalt unterschieden wird,
was einen genaueren Überblick über die Bedrohungslage bietet.

Märkle erklärt, dass die Polizei neben der Dokumentation auch
aktiv Maßnahmen ergreift, um die Einhaltung der Gesetze zu
überwachen. Bei Großveranstaltungen wie Konzerten und
Sportspielen werden Einlasskontrollen durchgeführt. Hierbei
finden gezielte Kontrollen statt, um das Mitführen von
verbotenen Gegenständen zu vermeiden.

Die Umstände rund um den Messerangriff in Solingen haben
zusätzliche Wachsamkeit erzeugt. Auch wenn es keine
spezifischen Hinweise auf eine erhöhte Gefahr in Baden-
Württemberg gibt, bleibt die Polizei jedoch aufmerksam.
Veranstaltungen werden weiterhin durchgeführt, jedoch in
einem sensiblen Umfeld, um Sicherheit zu gewährleisten.

Wie man sich selbst schützen kann, ist ein wichtiger Punkt im
Gespräch mit Märkle. Er empfiehlt, auf das eigene Bauchgefühl
zu hören und provokative Situationen zu vermeiden. Die größte
Gefahr besteht meistens in der Eskalation von Konflikten, vor
allem bei Gruppendynamiken, die oft unvorhersehbare
Wendungen nehmen können.

Präventionsmaßnahmen und rechtliche
Rahmenbedingungen

Ein weiterer zentraler Aspekt der Polizeiarbeit ist die Prävention
und die Aufklärungsarbeit in Schulen. Hier wird
Gewaltprävention seit Jahren großgeschrieben. In diesem Jahr
wird ein spezifisches Modul zum Thema „Messerkriminalität“
eingeführt, das Schüler über die Gefahren, die mit dem
Mitführen von Messern verbunden sind, aufklärt und gewaltfreie



Alternativen aufzeigt. Diese Initiativen haben das Ziel, die junge
Generation von der Gefährlichkeit des Mitführens und der
Verwendung von Messern in der Öffentlichkeit zu überzeugen.

Das Waffengesetz in Deutschland sieht klare Regeln im Umgang
mit Messern vor. Bestimmte Messerarten, wie Butterfly- und
Springmesser, sind grundsätzlich verboten. Küchenmesser
dürfen nur unter bestimmten Bedingungen mitgeführt werden,
wodurch ein gewisses Maß an Kontrolle gewährleistet werden
soll. Die Gesetzeslage ist also klar, zur Umsetzung und
Überwachung dieser Bestimmungen ist jedoch die
ordnungsgemäße Zusammenarbeit von Polizei und der
Öffentlichkeit erforderlich.

Der Altersdurchschnitt der Tatverdächtigen zeigt, dass ein
erheblicher Teil der angeklagten Personen über 30 Jahre alt ist,
jedoch auch Jugendliche und Heranwachsende häufiger in die
Statistik auftauchen. Diese Erkenntnis verdeutlicht die
Notwendigkeit, nicht nur präventive Schritte zu unternehmen,
sondern auch die Betroffenen aufzuklären und in den Dialog
einzubeziehen.
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